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A. Problem und Ziel 


Im Verhältnis zu Usbekistan war bisher nur ein veralteter Informations- 
austausch möglich, da das geltende Doppelbesteuerungsabkommen 
mit Usbekistan vom 7. September 1999 (BGBl. 2001 II S. 978, 979) 
noch nicht den Standard enthielt, wie ihn die Organisation für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) im Rahmen des 
Programms zur Eindämmung des schädlichen Steuerwettbewerbs ent- 
wickelt und in das OECD-Musterabkommen 2005 übernommen hat. 


B. Lösung 


Das Protokoll vom 14. Oktober 2014 zur Änderung und Ergänzung des 
Abkommens vom 7. September 1999 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Usbekistan zur Vermeidung der Dop- 
pelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom 
Vermögen enthält die dafür notwendigen Regelungen. Es vollzieht hin- 
sichtlich des Informationsaustausches die Aktualisierungen des 
OECD-Musterabkommens 2005 nach. Durch das Vertragsgesetz sol- 
len die Voraussetzungen nach Artikel 59 Absatz 2 Satz 1 des Grund- 
gesetzes für die Ratifikation des Protokolls vom 14. Oktober 2014 ge- 
schaffen werden. 
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C. Alternativen 

Keine. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Für die öffentlichen Haushalte ergeben sich keine nennenswerten Aus- 
wirkungen. Mithilfe der durch das Änderungsprotokoll ermöglichten 
Ausweitung des Informationsaustausches zur Durchführung des inner- 
staatlichen Steuerrechts sowie der Einführung einer Amtshilfe bei der 
Erhebung von Steuern sollen künftig Steuerausfälle verhindert werden. 

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Das Protokoll hat keine messbaren Auswirkungen auf den Erfüllungs- 
aufwand für Bürgerinnen und Bürger. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Für die Wirtschaft entstehen durch das Protokoll keine messbaren Aus- 
wirkungen auf den Erfüllungsaufwand. 

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten: 

Keine. 

E. 3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Das Protokoll erweitert den steuerlichen Informationsaustausch (Arti- 
kel 1) im Verhältnis zu Usbekistan. Insoweit werden durch das Protokoll 
erweiterte Pflichten für die Verwaltung eingeführt. Eine Quantifizierung 
ist mangels belastbarer Daten allerdings nicht möglich. Da der Kreis 
der Betroffenen jedoch sehr gering sein dürfte, ist für die Verwaltung 
mit nicht messbaren Auswirkungen zu rechnen. Daneben ergeben sich 
ebenfalls nicht messbare Auswirkungen auf den Erfüllungsaufwand der 
Verwaltung im Hinblick auf die Verfahrensregelungen zur Amtshilfe bei 
der Erhebung von Steuern (Artikel 2) sowie die Auskunftserteilungs- 
pflichten an den Betroffenen über die Verwendung seiner Daten und 
die dadurch erzielten Ergebnisse (Artikel 3). 

F. Weitere Kosten 

Kosten für die Wirtschaft, Kosten für soziale Sicherungssysteme und 
Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere das 
Verbraucherpreisniveau, sind von dem Gesetz nicht zu erwarten. 
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Berlin, Juni 2015 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Prof. Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Protokoll vom 14. Oktober 2014 zur 
Änderung und Ergänzung des Abkommens vom 7. September 1999 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Usbekistan zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom 
Einkommen und vom Vermögen 

mit Begründung und Vorblatt (Anlage). 


Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 


Federführend ist das Bundesministerium der Finanzen. 


Der Bundesrat hat in seiner 934. Sitzung am 12. Juni 2015 beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes keine 
Einwendungen zu erheben. 


Mit freundlichen Grüßen 




Deutscher Bundestag - 18. Wahlperiode 


-5- 


Drucksache 18/5172 


Entwurf 

Gesetz 

zu dem Protokoll vom 14. Oktober 2014 
zur Änderung und Ergänzung des Abkommens vom 7. September 1999 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Usbekistan 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 

Vom 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


Artikel 1 

Dem in Berlin am 14. Oktober 2014 Unterzeichneten Protokoll zur Änderung 
und Ergänzung des Abkommens vom 7. September 1 999 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Republik Usbekistan zur Vermeidung der Doppel- 
besteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
(BGBl. 2001 II S. 978, 979) wird zugestimmt. Das Protokoll wird nachstehend 
veröffentlicht. 


Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Protokoll nach seinem Artikel 4 Satz 2 in Kraft tritt, 
ist im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 

Auf das Protokoll findet Artikel 59 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwen- 
dung, da es sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 108 Absatz 5 Satz 2 des 
Grundgesetzes erforderlich, da das Protokoll Regelungen über Verwaltungsver- 
fahren enthält, die sich auch an die Landesfinanzbehörden richten. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 Ab- 
satz 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, zu dem das Protokoll nach seinem Artikel 4 
Satz 2 in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 

Schlussbemerkung 

Das Protokoll vom 14. Oktober 201 4 ermöglicht den deutschen Finanzbehörden, 
Auskünfte in Steuersachen in einem größeren Umfang als bisher von den usbe- 
kischen Finanzbehörden einzuholen. Zusätzlich wird die Zusammenarbeit der 
Finanzbehörden durch die Einführung einer Amtshilfe bei der Erhebung von 
Steuern entsprechend dem OECD-Standard 2005 gefördert. Dadurch wird eine 
zutreffendere Besteuerung erwartet. Kosten für die Wirtschaft, Kosten für soziale 
Sicherungssysteme und Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, ins- 
besondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind von dem Gesetz nicht zu er- 
warten. 
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Protokoll 

zur Änderung und Ergänzung 
des Abkommens vom 7. September 1999 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Usbekistan 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 


□ pOTOKOJl 

o BHeceHuu usMeHeHuü u flonojiHeHUM b Cor/iaLueHne 
Me>Kfly OeflepaTMBHOM PecnyöJinKOM fepiviaHi/ifl 
M PecnyöJiuKOM YsSeKMCTaH 
o6 i/i36e>KaHi/ii/i abomhoto Hajioroo6jio>KeHuyi 
B oTHOLueHuu HanoroB na floxoflbi u nMytiiecTBo 
OT 7 ceHTflöpfl 1 999 rofla 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Republik Usbekistan, 
im Folgenden als „Vertragsstaaten“ bezeichnet - 

in Übereinstimmung mit dem Abkommen vom 7. September 
1999 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Repu- 
blik Usbekistan zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem 
Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen (im Fol- 
genden als „Abkommen“ bezeichnet), 

von dem Wunsch geleitet, die beiderseitigen wirtschaftlichen 
Beziehungen weiterzuentwickeln und die Zusammenarbeit auf 
steuerlichem Gebiet zur Gewährleistung einer wirksamen und zu- 
treffenden Steuererhebung zu vertiefen - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Artikel 26 des Abkommens erhält folgende Fassung: 

„Artikel 26 

Informationsaustausch 

(1) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten tauschen 
die Informationen aus, die zur Durchführung dieses Abkommens 
oder zur Verwaltung oder Durchsetzung des innerstaatlichen 
Rechts betreffend Steuern jeder Art und Bezeichnung, die für 
Rechnung eines Vertragsstaats oder einer seiner Gebietskörper- 
schaften erhoben werden, voraussichtlich erheblich sind, soweit 
die diesem Recht entsprechende Besteuerung nicht dem 
Abkommen widerspricht. Der Informationsaustausch ist durch 
Artikel 1 und 2 nicht eingeschränkt. 


(2) Alle Informationen, die ein Vertragsstaat nach Absatz 1 er- 
halten hat, sind ebenso geheim zu halten wie die aufgrund des 
innerstaatlichen Rechts dieses Staates beschafften Informatio- 
nen und dürfen nur den Personen oder Behörden (einschließlich 
der Gerichte und Verwaltungsbehörden) zugänglich gemacht 
werden, die mit der Festsetzung oder Erhebung, der Voll- 


OeflepaTnBHaa Pecnyö/iMKa FepMaHUfl 
n 

PecnyönnKa YaSeKMCTaH, 

flanee MMeHyeivibie «floroBapnBaKDini/iecu focyflapcTBa», 

B cooTBexcTBUM c ComaiiieHi/ieM Me>Kfly cpeflepaTMBHOÜ 
Pecnyöjii/iKOÜ FepiviaHMfl u Pecnyöni/iKOM YabeKMCTaH o6 
M36e>KaHm/i flBOÜHoro Hanoroo6/io>KeHMn b OTHOiiieHi/in HanoroB 
Ha Aoxoflbi H i/iMymecTBO OT 7 ceHTBÖpa 1999 rofla (flanee 
MMOHyeMbiM «ComaiiieHi/ie»), 

>KejiaH flanee pasBHBaxb flaycTopoHHi/ie 3K0H0Mi/iHecKne 
OTHOLUeHMB M yrjiyÖJlHTb COTpyflHMHeCTBO B OÖnaCTO HajlOrOB 
flüH oßecneneHHB fleMCTBeHHoro i/i BepHoro BsmviaHMH nanoroB, 


comaci/iHHCb o HM>KecTieflyK)L4eM: 

CTaTbn 1 

CraTbK) 26 ComaiiieHHH n3no>KMTb b cneflytomeü peflaKgm/i: 

«CxaTba 26 
OÖMeH i/iHcjjopMagHeH 

(1) KoMnexeHTHbie opraHbi floroBapi/iBaKsmi/ixca FocyflapcxB 
OÖMeHHBaKDXCH MHCjjOpMagMeM, KOXOpa« Moxcex CHHXaXbCH 
cymecxBeHHOM ocymecxBneHHB HacxoBinero Cor/iameHi/iH 
i/inn flüH aflMMHMCxpi/ipoBaHMH 1/iJiM peajiHBapHM Hapi/iOHanbHoro 
saKOHOflaxexibcxBa floroBapi/iBaiOLAMxcB PocyflapcxB b 
oxHOLueHMH HajioxoB nioöoro BWfla mxih HaMMeHOBaHi/ia, 
B3MMaeMbix ox HMeHH floxoBapi/iBaiOLAeroca focyflapcxBa hjim 
oflHoro 1/13 ero aflMi/iHi/icxpaxi/iBHO-xeppi/ixopi/ianbHbix 
o6pa30BaHi/iü, b xoü hbcxm, b KaKOü HanorooöxiojKeHwe no 
3xoMy saKOHOflaxexibcxBy ne npoxi/iBopeni/ix HacxoBineMy 
CornaujeHi/iio. Gömoh wHcjDopMapi/ieM ne orpaHi/iHi/iBaexcn 
noxio>KeHi/iHMi/i cxaxeü 1 i/i 2 Hacxoninero Cor/iameHi/iH. 

(2) JlKDÖan i/iHCjDopMapi/iH, nonyHeHHan floroBapi/iaaiOLAHMCH 
FocyflapcxBOM cornacHO nyHxxy 1 HacxoBineM cxaxbi/i, flon>KHa 
CHHXaXbCH KOHCjDl/IAeHpi/ianbHOM XaK >Ke, KaK l/IHCjDOpMapi/IH, 
no/iynaeMaa Ha ocHOBani/iM Hapi/iOHa/ibHoro aaKOHOflaxenbcxBa 
3X0X0 FocyflapcxBa, m Moxex öbixb npeflocxaBnena xo/ibKO 
jii/ipaM HJii/i opranaM (BKJiiOHaH cyflbi i/i aflMi/iHi/icxpaxMBHbie 
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Streckung oder Strafverfolgung, der Entscheidung über Rechts- 
behelfe hinsichtlich der in Absatz 1 genannten Steuern oder mit 
der Aufsicht darüber befasst sind. Diese Personen oder Behör- 
den dürfen die Informationen nur für diese Zwecke verwenden. 
Für diese Zwecke dürfen die Informationen in einem verwal- 
tungs- oder strafrechtlichen Ermittlungsverfahren, in einem 
öffentlichen Gerichtsverfahren oder in einer Gerichtsentschei- 
dung offengelegt werden. Ungeachtet der vorstehenden Bestim- 
mungen können Informationen, die ein Vertragsstaat erhalten 
hat, für andere Zwecke verwendet werden, wenn sie nach dem 
Recht beider Staaten für diese anderen Zwecke verwendet wer- 
den können und die zuständige Behörde des übermittelnden 
Staates dieser Verwendung zugestimmt hat. 


(3) Absätze 1 und 2 sind nicht so auszulegen, als verpflichte- 
ten sie einen Vertragsstaat, 

a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die von den Geset- 
zen und der Verwaltungspraxis dieses oder des anderen Ver- 
tragsstaats abweichen; 

b) Informationen zu erteilen, die nach den Gesetzen oder im üb- 
lichen Verwaltungsverfahren dieses oder des anderen Ver- 
tragsstaats nicht beschafft werden können; 

c) Informationen zu erteilen, die ein Betriebs-, Geschäfts-, Ge- 
werbe-, Handels- oder Berufsgeheimnis oder ein Geschäfts- 
verfahren preisgeben würden oder deren Erteilung der öffent- 
lichen Ordnung (ordre public) widerspräche. 


(4) Ersucht ein Vertragsstaat nach diesem Artikel um Informa- 
tionen, so nutzt der andere Vertragsstaat die ihm zur Verfügung 
stehenden Möglichkeiten zur Beschaffung der erbetenen Infor- 
mationen, selbst wenn er diese Informationen für seine eigenen 
steuerlichen Zwecke nicht benötigt. Die in Satz 1 enthaltene Ver- 
pflichtung unterliegt den Beschränkungen nach Absatz 3, aber 
diese Beschränkungen sind nicht so auszulegen, als könne ein 
Vertragsstaat die Erteilung von Informationen nur deshalb ableh- 
nen, weil er kein innerstaatliches Interesse an diesen Informatio- 
nen hat. 


(5) Absatz 3 ist nicht so auszulegen, als könne ein Vertrags- 
staat die Erteilung von Informationen nur deshalb ablehnen, weil 
sich die Informationen bei einer Bank, einem sonstigen Finanz- 
institut, einem Bevollmächtigten, Vertreter oder Treuhänder be- 
finden oder weil sie sich auf Eigentumsanteile an einer Person 
beziehen.“ 


Artikel 2 

Das Abkommen wird durch Artikel 26a mit folgendem Inhalt 
ergänzt: 

„Artikel 26a 

Amtshilfe bei der Steuererhebung 

(1) Die Vertragsstaaten leisten sich gegenseitige Amtshilfe bei 
der Erhebung von Steueransprüchen. Diese Amtshilfe wird durch 
die Artikel 1 und 2 nicht eingeschränkt. Die zuständigen Behör- 
den der Vertragsstaaten können durch Verständigung regeln, wie 
dieser Artikel durchzuführen ist. 


opraHbi), KOTopbie saHniviaiOTca HaHMC/ieHi/ieM mjim BsnMaHneivi 
HanoroB, ynoMSHyTbix b nyHKxe 1 HacToaineü crarbn, 
npi/IHyflMTe/lbHblM BSblCKaHWeM MJIM yrOnOBHbIM 
npecjieflOBaHneM, npuHSjneM peiueHi/iü no B03pa>KeHMSM n 
>Kano6aM b OTHOujeHMM stmx HanoroB, nnöo HaflsopoM sa TaxoM 
fleareabHOCTbio. Gtm Jinpa i/uii/i opraHbi Moryx ncnoabSOBaxb 
MHCtropMapuK) TO/ibKO B yxasaHMbix penax. B yxasaHHux pe/iax 
MHCtDopMapna mtokst öbiTb pacKpbira b xope npeflBapuTe/ibHoro 
paccneflOBaHMSi no aflMi/iHncTpaTi/iBHbiM nan yroaoBHbiM flenaM, 
B xofle OTKpbiToro cyfleöHoro saceflaHi/ia i/inn b cyfleöHOM 
peiiieHMM. HecMOxpa na npeflbiflyipi/ie noxio>KeHi/ia i/iHclDopMapna, 
nonyHeHHaa OflHUM floroBapnaaiomi/iMCsi focyflapcxBOM, MO>Kex 
öbixb McnojibsOBaHa B MHbix pensx, eCJlM OHa b cooxbbxcxbi/im c 
saKOHOflaxe/ibcxBOM oöomx FocyflapcxB MO>Kex öbixb 
i/icnoabSOBana b axnx i/iHbix pe/iax i/i ecnn KOMnexenxHbiM opran 
nepeflaßipero FocypapcxBa Bbipasi/iji CBoe comacne c xaKi/iM 
ncnoabSOBanneM. 

(3) nojio>KeHMa nynxxoB 1 i/i 2 Hacxoaipeü cxaxbn ne flOJixcHbi 
MCxoaKOBbiBaxbca xax oSasbiBaKDipne floroeapi/iBaioineeca 
F ocyflapcxBO: 

a) npoBOfli/ixb aflMMHMCxpaxMBHbie Mepbi, npoxi/iBopenami/ie 
saKOHOflaxe/ibcxBy mjim aflMUHncxpaxMBHOM npaxxi/iKe axoro 
i/iJiM flpyroro floroBapnBaKDiperocs FocyflapcxBa; 

b) npeflocxaBJiaxb i/iHcfjopMapnio, Koxopaa b cooxBexcxBi/ii/i c 
saKOHaMM v\nv\ MMeßineMca aflMi/iHMCxpaxuBHOü npaxxi/iKOM 
axoro MxiM flpyroro floroBapnBaraiperoca FocypapcxBa ne 
MO>Kex öbixb noxiyneHa; 

c) npeflocxaBnsxb MHC|3opMai4mo, Koxopaa pacKpbiBana 6bi 
Kaxyio-jiMöo npoi/i3B0flcxBeHHyio, KOMMepnecKyio, 
npeflnpuHi/iMaxejibCKyKJ, xoproByK) i/inn npocfieccMOHanbHyK) 
xaÜHy jiMÖo flejiOByK) npopeflypy, nnn npeflOCxaBxieHi/ie 
Koxopoü npoxMBopeHMJio 6bi oöipecxBeHHOMy nopsflKy 
(ordre public). 

(4) Ecjim floroeapi/iBaioineeca FocyflapcxBO eanpaiiiMBaex 
MHCfjopMapnio cor/iacHO nonoKeHwaM HacxoaipeM cxaxbn, xo 
flpyroe floroBapi/iBaKDipeeca FocyflapcxBO npeflnpnHi/iMaex 
i/iMeKDipneca b ero pacnopaxceHun Mepbi fl/ia no/iyHeHi/ia 
sanpoLueHHOM nHcfiopMapi/iM fla>Ke b cxiynae, ecan axo ppyroe 
FocyflapcxBO fljis coöcxBeHHbix HanoroBbix peneü b xaKoti 
i/iHclDopMapMM He Hy>Kflaexcs. OöasaxexibcxBO, 
npeflycMOxpeHHoe b nepBOM npeflno>KeHnn Hacxoaipero 
nyHKxa, noAae>Ki/ix orpaHHHeHi/isM, ycxaHoeneHHbiM nyHxxoM 3 
HacxoaipeM cxaxbi/i, ho axw orpaHHHeHi/ia ne flo/ixcHbi 
HCXOJlKOBblBaXbCH, KBK n03BOJlHIOL14He floroBapHBBiomeMycH 
r ocyflapcxBy oxxaaaxb b npeflocxaB/ieHMi/i i/iHcfiopMapHw xo/ibko 
nmiib Ha xom ocHOBaHi/ii/i, hxo oho caMO b napHOHa/ibHbix 
HanoroBbix penax b xaKOü i/iHC|3opMapm/i ne aai/iHxepecoBano. 

(5) riyHKX 3 Hacxosipew cxaxbH ne floxixcen HCxo/iKOBbiBaxbca, 
xax noBBOnaiOLpMM floroBapMBatoipeMycs FocypapcxBy 
oxxaaaxb b npeflocxaBneHni/i i/iHC}5opMapm/i xonbxo ni/iiiib na xom 
ocHOBaHHM, HXO xaKOH nHC}5opMapneM pacnojiaraex ßanx, i/inaa 
KpeflMXHaa opraHH3apnH, HOMi/iHanbHbiw flep>Kaxejib, arenx hhh 
flOBepMxe/ibHbiH ynpaBJiHioipMM HJiM HXO xaxaa nHC|DopMapnH 
KacaexcH floneabix MMyipecxBennbix i/iHxepecoB npnMeHnxeabHO 
K KaKOMy-xiHÖo anpy>>. 

Cxaxbn 2 

flonojiHMXb CornaiueHMe cxaxbeü 26a cneflyioipero 
coflep>KaHi/iH: 

«Cxaxbs 26a 

AflMMHHCxpaxi/iBHas noMOipb npi/i B3i/iMaHi/in HajioroB 

(1 ) floroBapMBatoipHecH F ocyflapcxBa OKaabieaiox flpyr flpyry 
aflMHHMCXpaXHBHyiO nOMOipb npw B3MMaHMM CyMM HanoroBbix 
xpeöoBaHMM. Taxas aflMi/iHi/icxpaxi/iBHas noMOipb ne 
orpaHMHi/iBaexcs nono>xeHi/isMM cxaxeü 1 i/i 2 nacxosipero 
CornaujeHHs. KoMnexenxHbie opranbi floroBapi/iBaxDLpMxcs 
F ocypapcxB nyxeM cornacoBaHi/is Moryx ycxanoBi/ixb nopspox 
npHMeneHMs Hacxosipeti cxaxbi/i. 
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(2) Der Ausdruck „Steueranspruch“ im Sinne dieses Artikels 
bedeutet einen Betrag, der aufgrund von Steuern jeder Art und 
Bezeichnung, die für Rechnung eines Vertragsstaats oder einer 
seiner Gebietskörperschaften erhoben werden, geschuldet wird, 
soweit die Besteuerung nicht diesem Abkommen oder anderen 
völkerrechtlichen Vereinbarungen, denen die Vertragsstaaten 
beigetreten sind, widerspricht, sowie mit diesem Betrag zusam- 
menhängende Zinsen, Geldbußen sowie Vollstreckungskosten 
und Kosten für Sicherungsmaßnahmen. 


(3) Ist der Steueranspruch eines Vertragsstaats nach dem 
Recht dieses Staates vollstreckbar und wird er von einer Person 
geschuldet, die zu diesem Zeitpunkt nach dem Recht dieses 
Staates die Vollstreckung nicht verhindern kann, wird dieser 
Steueranspruch auf Ersuchen der zuständigen Behörde dieses 
Staates für die Zwecke der Erhebung von der zuständigen 
Behörde des anderen Vertragsstaats anerkannt. Der Steueran- 
spruch wird von dem anderen Staat nach dessen Rechts- 
vorschriften über die Vollstreckung und Erhebung der eigenen 
Steuern erhoben, als handele es sich bei dem Steueranspruch 
um einen Steueranspruch dieses anderen Staates. 


(4) Handelt es sich bei dem Steueranspruch eines Vertrags- 
staats um einen Anspruch, bei dem dieser Staat nach seinem 
Recht Maßnahmen zur Sicherung der Erhebung erlassen kann, 
wird dieser Steueranspruch auf Ersuchen der zuständigen Be- 
hörde dieses Staates zum Zwecke der Einleitung von Siche- 
rungsmaßnahmen durch die zuständige Behörde des anderen 
Vertragsstaats anerkannt. Dieser andere Staat leitet in Überein- 
stimmung mit den eigenen Rechtsvorschriften Sicherungsmaß- 
nahmen in Bezug auf diesen Steueranspruch ein, als wäre der 
Steueranspruch ein Steueranspruch dieses anderen Staates, 
selbst wenn der Steueranspruch im Zeitpunkt der Einleitung die- 
ser Maßnahmen in dem erstgenannten Staat nicht vollstreckbar 
ist oder von einer Person geschuldet wird, die berechtigt ist, die 
Vollstreckung zu verhindern. 


(5) Ungeachtet der Absätze 3 und 4 unterliegt ein von einem 
Vertragsstaat für die Zwecke der Absätze 3 oder 4 anerkannter 
Steueranspruch als solcher in diesem Staat nicht den Verjäh- 
rungsfristen oder den Bestimmungen über vorrangige Behand- 
lung eines Steueranspruchs nach dem Recht dieses Staates. 
Auch hat ein Steueranspruch, der von einem Vertragsstaat für 
die Zwecke der Absätze 3 oder 4 anerkannt wurde, in diesem 
Staat nicht den Vorrang, den dieser Steueranspruch nach dem 
Recht des anderen Vertragsstaats hat. 


(6) Verfahren im Zusammenhang mit dem Bestehen, der Gültig- 
keit oder der Höhe des Steueranspruchs eines Vertragsstaats 
können nicht bei den Gerichten oder Verwaltungsbehörden des 
anderen Vertragsstaats eingeleitet werden. 

(7) Verliert der betreffende Steueranspruch, nachdem das Er- 
suchen eines Vertragsstaats nach den Absätzen 3 oder 4 gestellt 
wurde und bevor der andere Vertragsstaat den betreffenden 
Steueranspruch erhoben und an den erstgenannten Staat aus- 
gezahlt hat, 


a) im Falle eines Ersuchens nach Absatz 3 seine Eigenschaft als 
Steueranspruch des erstgenannten Staates, der nach dem 
Recht dieses Staates vollstreckbar ist und von einer Person 
geschuldet wird, die zu diesem Zeitpunkt nach dem Recht 


(2) TepMMH «HanoroBoe TpeöoBaHue«, b CMbicjie HacToau^eü 
CTaxbu, osHanaeT noflne>Kau4yK) yn/iaxe cyiuiMy uanoroB nKJÖoro 
Bi/ifla v \ n\A HauMeHOBaHMa, BSuiviaeMbix ot uMeHi/i 
floroBapMBaiou4eroca PocyflapcTsa unn ofluoro i/is ero 
aflMMHnCTpaTMBHO-Teppi/ITOpi/iajlbHblX OÖpaSOBaHl/IÜ, B TOM 
nacTi/i, B KaxoM raKoe Hanoroo6jio>KeHne ne npoTi/iBopenuT 
HacT05iu;eMy CornameHUKD nnu KaKUM-nuöo i/iHbiM 
MOKflynapoflUbiM cornaujeHM^iM, CTopouaMn KOTopbix 
as/iatOTca floroBapuBaioati/ieca PocyflapcTBa, a TaK>Ke 
OTHOcau^neca k jaKOü cyMMe npopeHTbi, aflMUHucTpajnBHbie 
ujTpacjjbi, a TaK>Ke pacxoflbi na ncno/iHUTenbHbie i/uin 
oöecnenuTenbHbie Mepbi. 

(3) Ecnu HajioroBoe TpeöoBaHi/ie floroBapnBaKDaieroca 

PocyflapcTBa no saKOHOflaxenbCTsy axoro PocyflapcxBa Moxer 
öbiTb Mcno/iHeHO M ecjin oho noflne>KHT ynnare nMgoM, KOTopoe 
comacHO saKOHOflaxenbCTBy axoro PocyflapcxBa b mombux 
HcnoxiHeHi/ia ne MO>Kex npenaxcxBoeaxb ero wcno/iHeHi/iKJ, xo 
xaxoe HanoroBoe xpeöoBaHue no aanpocy KOMnexenxHoro 
oprana axoro P ocyflapcxBa npuHuiviaexca geneü samviaHMa 

KOMnexeuxHbiM opranoM flpyroro floroBapi/iBaiou4eroca 
PocyflapcxBa. BamviaHMe cyMMbi Ha/ioroBoro xpeöoBaHi/ia 
ocyu4ecxBnaexca axi/iM flpyruM focyflapcxBOM b cooxBexcxBi/in 
c nonoxceHuaMH ero aaKOHOflaxeribcxBa o npuHyAnxenbHOM 
McnonHeHHM m BsmviaHnH coöcxBeHHbix nanoroB, xax ec/iH 6bi 
axo HanoroBoe xpeöoeaHHe aBnanocb uanoroBbiM xpeöoBaHi/ieM 
axoro flpyroro P ocyflapcxea. 

(4) Ecjim HanoroBoe xpeöoBaHi/ie floroBapnBaKDaieroca 
P ocyflapcxBa sB/iaexca xpeöoBaHi/ieM, b oxHOiueHi/iu xoxoporo 
axo PocyflapcxBO MO>Kex b cooxBexcxBi/in c ero 
aaKOHOflaxenbcxBOM uaflaeaxb Mepbi no oöecneHeHMto 
B3HMaHi/ia, xo xaxoe HanoroBoe xpeöoBaHi/ie no aanpocy 
KOMnexeHXHoro oprana axoro PocyflapcxBa npnHi/iMaexca fljia 
fleneü npunaxi/ia oöecneHi/ixeribHbix Mep KOMnexenxHbiM 
opraHOM flpyroro floroBapMBaiou4erocn PocyflapcxBa. Gxo 
flpyroe PocyflapcxBO npi/iHUMaex oöecneni/ixejibHbie Mepbi b 
oxHOujeHMi/i xaxoro HanoroBoro xpeöoBaHi/ia b cooxBexcxBi/ii/i c 
nono>KeHHflMi/i ero aaKOHOflaxeribcxBa, xax ecnn 6bi axo 
HanoroBoe xpeöoBaHi/ie aBJia/iocb uanoroBbiM xpeöoBaHueM 
axoro flpyroro PocyflapcxBa, fla>Ke b xom cnynae, Korfla 
HanoroBoe xpeöoeaHne b momohx npi/iHsxi/ia xaxi/ix Mep b 
nepBOM ynoMSHyxoM P ocyflapcxBe He Moxex öbixb McnonneHO 
Man ecnw oho noflne>KMX ynnaxe ni/ipoM, Koxopoe Bnpaee 
npennxcxBOBaxb ero i/icnonHeHMio. 

(5) HecMOxpa na nono>KeHi/iri nynxxoB 3 i/i 4 nacxoaiflen 
cxaxbM, HanoroBoe xpeöoBaHi/ie, npi/inaxoe floroBapi/iBatOLflHMca 
PocyflapcxBOM fljia penew nynxxa 3 i/inn 4 HacxoaLfleü cxaxbw, 
KBK xaxoBoe B axoM PocyflapcxBe ne nofljie>Knx cpoxaM 
flaBHOCxi/i i/irni nojio>KeHi/iaM o nepBOonepeflHOM paccMOxpeHHi/i 
HanoroBoro xpeöoBaHi/is cornacHO aaxoHOflaxe/ibcxBy axoro 
PocyflapcxBa. KpoMe xoro, nanoroBoe xpeöoBaHi/ie, npi/inaxoe 
floroBapi/iBatoifli/iMca PocyflapcxBOM fl/ia pe/ieü nynxxa 3 mjim 4 
Hacxoflu^eü cxaxbi/i, ne i/iMeex b axoM Pocyflapcxae xoro >Ke 
npei/iMyiflecxBeHHoro cxaxyca, KOxopwM axo nanoroBoe 
xpeöoBaHMe oxnMHaexca no aaxoHOflaxejibcxBy flpyroro 
floroBapHBatoifleroca PocyflapcxBa. 

( 6 ) PIpaBOBbie npopeflypbi na npeflMex nanrnm, 

fleMCXBHxejibHOCXM v \ n\A cyMMbi HanoroBoro xpeöOBaHHa 
floroBapi/iBaiou^erocfl PocyflapcxBa ne Moryx Boaöyjxflaxbca b 
cyflax v \ n\A aflMi/iHi/icxpaxi/iBHbix opranax flpyroro 

floroBapnBatou 4 eroca PocyflapcxBa. 

(7) Ecni/i cooxBexcxByiou4ee nanoroBoe xpeöoBaHi/ie b nepMOfl 

c MOMenxa npeflcxaBJieHi/ia floroBapi/iBaioiflHMcn PocyflapcxBOM 
aanpoca b cooxBexcxBMi/i c nynxxoM 3 i/irni 4 Hacxoau4eü cxaxbi/i 
M flo ocyiflecxBneHMa flpyri/iM floroBapi/iBaioaiHMCa 

PocyflapcxBOM BSi/iMani/ia cyMMbi cooxBexcxBytOLflero 
HanoroBoro xpeöoBaHMa i/i ee nepeHHcneHM« nepBOMy 
ynoMSHyxoMy PocyflapcxBy: 

a) npi/iMeHHxenbHO k aanpocy cornacHO nynxxy 3 nacxoriLfleü 
cxaxbH yxpaHHBaex xapaxxep na/ioroBoro xpe6oBaHna 
nepBoro ynoManyxoro PocyflapcxBa, KOxopoe no 
aaKOHOflaxe/ibcxBy axoro PocyflapcxBa MO>Kex öbixb 
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dieses Staates die Voiistreckung nicht verhindern kann, oder 


b) im Falie eines Ersuchens nach Absatz 4 seine Eigenschaft ais 
Steueranspruch des erstgenannten Staates, für den dieser 
Staat nach seinem Recht Maßnahmen zur Sicherung der Er- 
hebung eriassen kann, 

teiit die zuständige Behörde des erstgenannten Staates dies der 
zuständigen Behörde des anderen Staates unverzügiich mit und 
setzt das Ersuchen nach Wahi des anderen Staates aus oder 
nimmt es zurück. 

(8) Die Bestimmungen dieses Artikeis sind nicht so auszu- 
iegen, ais ob ein Vertragsstaat verpfiichtet würde, 

a) Verwaitungsmaßnahmen durchzuführen, die von den Geset- 
zen und der Verwaltungspraxis dieses oder des anderen Ver- 
tragsstaats abweichen; 

b) Maßnahmen durchzuführen, die der öffentlichen Ordnung 
(ordre public) widersprächen; 

c) Amtshilfe zu leisten, wenn der andere Vertragsstaat nicht alle 
angemessenen Maßnahmen zur Erhebung oder Sicherung 
seines Steueranspruchs, die nach seinen Gesetzen oder sei- 
ner Verwaltungspraxis möglich sind, ausgeschöpft hat; 


d) Amtshilfe zu leisten, wenn der Verwaltungsaufwand für die- 
sen Staat im Vergleich zum sich daraus ergebenden Vorteil 
für den anderen Vertragsstaat unverhältnismäßig hoch ist.“ 


Artikel 3 

Nummer 6 des Protokolls zum Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Usbekistan zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern 
vom Einkommen und vom Vermögen erhält folgende Fassung: 

„6. Zu Artikel 26: 

a) Die empfangende Stelle kann die Daten in Übereinstimmung 
mit Artikel 26 Absatz 2 nur zu dem von der übermittelnden 
Stelle angegebenen Zweck verwenden und unterliegt dabei 
den durch die übermittelnde Stelle vorgeschriebenen und mit 
Artikel 26 in Einklang stehenden Bedingungen. 

b) Die Informationen können für andere Zwecke ohne die in Ar- 
tikel 26 Absatz 2 Satz 4 vorgesehene vorherige Zustimmung 
der zuständigen Behörde des übermittelnden Staates nur 
verwendet werden, wenn eine solche Verwendung zur Ab- 
wehr einer im Einzelfall bestehenden dringenden Gefahr für 
das Leben, die körperliche Unversehrtheit oder die persön- 
liche Freiheit einer Person oder für bedeutende Vermögens- 
werte erforderlich ist und Gefahr im Verzug besteht. In die- 
sem Fall ist die zuständige Behörde des übermittelnden 
Staates unverzüglich um nachträgliche Genehmigung der 
Zweckänderung zu ersuchen. Wird die Genehmigung verwei- 
gert, ist die weitere Verwendung der Informationen für den 
anderen Zweck unzulässig; ein durch die zweckändernde 
Verwendung der Informationen entstandener Schaden ist zu 
ersetzen. 


c) Die übermittelnde Stelle ist verpflichtet, auf die Richtigkeit der 
zu übermittelnden Daten und ihre voraussichtliche Erheblich- 
keit im Sinne des Artikels 26 Absatz 1 und die Verhältnis- 
mäßigkeit in Bezug auf den mit der Übermittlung verfolgten 
Zweck zu achten. Voraussichtlich erheblich sind die Daten, 


McnonueHO n nofljie>KMT ynnaxe ni/ipoM, KOTopoe b MOMeHT 
McnojiHeHi/is He mokst npennTCTBOBaxb ero McnojiHeHMio, 

HXIM 

b) npmvieHHxenbHO k sanpocy cornacHO nyHKxy 4 HacxoHinen 
cxaxbH yxpaHHBaex xapaxxep Ha/ioroBoro xpeöoBaHHs 
nepBoro ynoMSHyxoro F ocyflapcxBa, b oxHomeHMi/i Koxoporo 
3X0 F ocyflapcxBO MO>Kex cor/iacHO ero saKOHOflaxeribcxBy 
npi/iHMMaxb Mepbi no oöecneHeHMto BsmviaHMs, 

KOMnexeHXHbiü opraH nepeoro ynoMSHyxoro Focyflapcxea 
HesaMeflnMxenbHO yBeflOMXisex KOMnexeHXHbm opran ppyroro 
FocypapcxBa o xaxoM cfjaKxe, i/i, b saBi/iCMMOCxM ox Bbiöopa 
flpyroro FocypapcxBa, npnocxaHaBJiMBaex nn6o aHHyriHpyex 
CBOM sanpoc. 

(8) Flono>KeHHH HacxosLueü cxaxbw hmkohm oöpasoM He 
flon>KHbi HCxoriKOBbiBaxbCH KaK Hanaraßmi/ie na 
floroBapnBaK5U4eecH F ocyflapcxBO oössaxenbcxBo: 

a) npoBOflHXb aflMHHHCxpaxHBHbie Mepbi, npoxnBopeHaL4ne 
saKOHOflaxexibcxBy hjim aflMMHHCxpaxi/iBHon npaxxMKe sxoro 
HxiM flpyroro floroBapMBatou 4 erocH F ocyflapcxea; 

b) npOBOflHXb Mepbi, KOXOpbie 6bl npOXHBOpeHMJll/l 
oöu^ecxBeHHOMy nopsflKy (ordre public); 

c) oxasbiBaxb aflMMHHCxpaxMBHyto noMOu^b B cnyHasx, Koxfla 
flpyroe floroBapMBatou^eecs FocyflapcxBO ne i/iCHepna/io 
jiioöbie cooxBexcxBytou^He Mepbi no BSi/iManmo mjii/i 
npi/iHHXHio oöecnoHMxenbHbix Mep b oxHomeHMi/i k CBoeMy 
HanoroBOMy xpeSoBaumo, B03M0>KHbie cor/iacHO ero 
saKOHOflaxejibcxBy Mni/i aflMi/iHi/icxpaxi/iBHOü npaxxHKe; 

d) OKasbiBaxb aflMi/iHi/icxpaxMBHyio noMOinb, Korpa 
aflMi/iHHCxpaxi/iBHbie pacxoflbi axoro Focyflapcxea b 
conocxaBJieHMM c nonbsoü, Koxopyto noriynaex flpyroe 
floroBapi/iBaioateecH FocypapcxBO ox sxon noMomi/i 
HBJIHIOXCH HeCOpaSMepHO BbICOKI/IMI/l». 

CxaTbsi 3 

FlyHKX 6 FIpoxoKona k CornaujeHmo Mexcfly cDeflepaxMBHOn 
PecnyöjiMKOÜ FepMaHMs m Pecnyöni/iKOü YsöeKHCxaH o6 
MsSexcaHHH flBOÜHOro HanoroobnoxceuMH b oxHomeHi/iM nanoroB 
Hafloxoflbi M HMyu^ecxBO ox 7 ceuxabps 1999 rofla i/i3no>KMXb b 
cneflyioi±(eM peflaKpi/iw: 

«6. K cxaxbe 26: 

a) FlpHHMMaioinee yHpe>KfleHMe MO>Kex no/ibsOBaxbcs 
CBefleHMSMM B cooxBexcxBMM c nonoxceHHHMM nyHKxa 2 
cxaxbM 26 xojibKO B yxaBaHHbix nepeflaiou4i/iM yHpe>KfleHMeM 
pe/iHX i/i noflne>Ki/ix npi/i 3xom npeflycMOxpeuHbiM 
nepeflaioa(i/iM ynpexTfleni/ieM m cooxBexcxeytOLUHM cxaxbe 26 
yCJlOBI/ISM. 

b) HucfjopMapHH 6e3 npeflycMOxpeuHoro npeA/iojKSHweM 4 
nyHKxa 2 cxaxbi/i 26 npepbiflyatero cor/iaci/is KOMnexenxHoro 
opraua nepepatoaiero Focy^apcxBa Mojxex öbixb 
HcnojibBOBaua fl/is i/iHbix penen nmub b xex cnyHaax, ec/ii/i 
xaKoe Mcnonb30BaHi/ie neoöxoflHMO flns npefloxBpaipeHi/is 
cyLpecxBytOLpeü b KOHKpexHOM cnynae HenocpeflcxBeHHon 
onacHOCxi/i flns >km3hi/i, 4)M3HHecKOM nenpi/iKOCHOBeHHOCxi/i 
HJIM nMHHOÜ CBOÖOflbI Jll/ipa JIMÖO flJlH BHaHHXeHbHblX 
HMyu^ecxBeHHbix peHHOCxeü i/i b c/iynanx, ne xepnsatHX 
oxnaraxejibcxBa. B paHHOM cnynae c/ieflyex 
He3aMeAni/ixenbH0 oöpaxi/ixbca b KOMnexenxHbiü opran 
nepeflatou 4 ero FocypapcxBa c npocböoü o nocneflyioaieM 
caHKpi/iOHMpoBaHMM HBMeHeHMH pejii/i. B cnynae oxxaBa 
caHKpi/iOHi/ipoBaHHs, flanbHeüujee HcnoxibsOBaHi/ie 
HHCfiopMapi/iH flns HHbix pejieü Heflonycxi/iMO; bobhmkujhm b 
CBS3I/I c McnoxibBosaHMeM i/iHcjjopMapHM fljis MHbix pexieH 
yatepö noAne>Knx B03MeLpeHi/ito. 

c) Flepepaioaiee yHpe>KAeHi/ie oösaano cnefli/ixb 3a 
flocxoBepHOCxbKD nepoflaBaeMbix CBefleHi/iM h 3a i/ix 
B03M0>KH0H CyLpeCXBeHHOCXbtO B CMbICne nyHKXa 1 cxaxbi/l 
26, a xaK>Ke aa i/ix apeKBaxHOCxbio pe/isM, Koxopbie 
npecneflyioxcH nepeflaneM CBefleHi/iü. CBefleHHs hbjihioxch. 
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wenn im konkreten Fall die ernstliche Möglichkeit besteht, 
dass der andere Vertragsstaat ein Besteuerungsrecht hat, 
und keine Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass die Daten der 
zuständigen Behörde des anderen Vertragsstaats bereits be- 
kannt sind oder dass die zuständige Behörde des anderen 
Vertragsstaats ohne die Information von dem Gegenstand 
des Besteuerungsrechts Kenntnis erlangt. Erweist sich, dass 
unrichtige Daten oder Daten, die nicht übermittelt werden 
durften, übermittelt worden sind, so ist dies der empfangen- 
den Stelle unverzüglich mitzuteilen. Diese ist verpflichtet, die 
Berichtigung oder Löschung solcher Daten unverzüglich vor- 
zunehmen. 

d) Auf Ersuchen unterrichtet die empfangende Stelle die über- 
mittelnde Stelle im Einzelfall über die Verwendung der über- 
mittelten Daten und die dadurch erzielten Ergebnisse. 

e) Die empfangende Stelle hat den Betroffenen über die Daten- 
erhebung bei der übermittelnden Stelle zu informieren. Die 
Information kann unterbleiben, soweit und solange eine Ab- 
wägung ergibt, dass das öffentliche Interesse an dem Unter- 
bleiben der Information gegenüber dem Informationsinteres- 
se des Betroffenen überwiegt. 


f) Der Betroffene ist auf Antrag über die zu seiner Person über- 
mittelten Daten sowie über deren vorgesehene Verwendung 
zu unterrichten. Buchstabe e Satz 2 gilt entsprechend. 


g) Wird jemand im Zusammenhang mit Übermittlungen im Rah- 
men des Datenaustauschs nach diesem Abkommen rechts- 
widrig geschädigt, haftet ihm hierfür die empfangende Stelle 
nach Maßgabe des innerstaatlichen Rechts ihres Staates. Sie 
kann sich im Verhältnis zum Geschädigten zu ihrer Entlas- 
tung nicht darauf berufen, dass der Schaden durch die über- 
mittelnde Stelle verursacht worden ist. 


h) Die übermittelnde und die empfangende Stelle sind verpflich- 
tet, die Übermittlung und den Empfang von personenbezo- 
genen Daten aktenkundig zu machen. 

i) Soweit das für die übermittelnde Stelle geltende innerstaat- 
liche Recht in Bezug auf die übermittelten personenbezoge- 
nen Daten besondere Löschungsfristen vorsieht, weist diese 
Stelle die empfangende Stelle darauf hin. In jedem Fall sind 
die übermittelten personenbezogenen Daten zu löschen, so- 
bald sie für den Zweck, für den sie übermittelt worden sind, 
nicht mehr erforderlich sind. 


j) Die übermittelnde und die empfangende Stelle sind verpflich- 
tet, die übermittelten personenbezogenen Daten wirksam ge- 
gen unbefugten Zugang, unbefugte Veränderung und unbe- 
fugte Bekanntgabe zu schützen.“ 

Artikel 4 

Dieses Protokoll bedarf der Ratifikation. Dieses Protokoll tritt 
am Tag des Austauschs der Ratifikationsurkunden in Kraft und 
ist in beiden Vertragsstaaten ab dem 1 . Januar des Kalenderjah- 
res, das auf das Kalenderjahr folgt, in dem das Protokoll in Kraft 
tritt, anzuwenden. 


Artikel 5 

Dieses Protokoll ist Bestandteil des Abkommens und tritt am 
selben Tag wie das Abkommen außer Kraft. 


B03M0>KH0, cyinecTBeHHbiMM, ecni/i B KOHKpeTHOM cnynae 
cymecTByer cepbesHaa B03M0>KH0CTb, hto flpyroe 
floroBapuBatOLgeeca focyflapcTBO pacnonaraex npaBOM 
Hanoroo6no>KeHMfl, m hbt ocHOsaHUfl fljia Toro, hto 3th 
CB efleHi/ia y>Ke i/i3BecTHbi KOMnereHTHOMy oprany flpyroro 
floroBapuBatOLgerocB focyflapcTBa i/i fljia Toro, hto 6e3 
nepeflani/i nHCjDopMapni/i KOMneTeHTHbiü opraH flpyroro 
floroBapuBaKJLneroca focyflapcTBa He yanaeT o npeflweTe 
Hanoroo6jio>KeHMsi. Ecnw OKaabiBaeTca, hto öbmi/i nepeflaHbi 
HefloCToeepHbie CBefleHi/ia htim ceefleHMa, ne noflnejKainMe 
nepeflane, to o6 3tom HeoöxoflUMO HeaaMeflnHTe/ibHO 
M3BecTi/iTb npHHMMaßinee yHpe>KfleHMe. Oho oöaaano 
npoMSBOAHTb MX McnpaBneHMe Mmi yHMHTO>KeHMe. 

d) npMHMMaKJLnee yHpe>KAeHMe b KOHxpeTHOM c/iynae ctbbmt 
B MSBecTHOCTb nepeflaBLuee CBefleHMa ynpejKfleHMe no ero 
npocböe o6 Mcnonb30BaHMM nepeflaHHbix CBeflOHMM i/i 
nojiyneHHbix c mx noMOiAbto peaynbTaTax. 

e) ripMHMMaioiAee ynpexcfleHi/ie i/iHcftopMMpyeT 

aai/iHTepecoBaHHoe nngo o cöope CBepeHMM nepeflaBaeMbiM 
yHpe>KAeHMeM. FIpefloCTaBnenMe MHCjsopMapMM ne 

oönaaTe/ibHO, ecjiM anajiMB noKaabiBaeT, hto 
rocyflapcTBeHHaa saMHTepecoBaHHOCTb OTKaaaTbca ot 
B bIflaHM MHCjtOpMapMM npeBBTIMpyeT Hafl 

3aMHTepecoBaHHOCTbK5 ynoMBHyToro Jinpa b no/iyneHMM 
MHCjjOpMapMM. 

f) rio saflBneHMK) aaMHTepecoBaHHOMy TiMgy BbiflaeTca 

MHCjDopMapMB o nepeflOHe KacatoinMxca ero flaHHbix, a Taioxe 
o npeflnonaraeMbix genax i/ix i/icno/ibSOBaHMa. florioxeHMH 
BToporo npeAno>KeHMa nyHKTa e) npHMenniOTCa 

COOTBeTCTBOHHO. 

g) Ectim KOMy-riMöo b cbhbm c nepeflaneM CBegeHMM b paMxax 
oöMena MHCftopMagMeM no HacToaigeMy CornameHMK) 
npOTMBOnpaBHO npMHMHaeTCH yigepÖ, OTBeTCTBOHHOCTb 
nepefl hmm b 3tom cbh3m neceT npMHMMaKDLgee yHpe>KfleHMe 
B COOTBBTCTBMM C Hagi/IOHa/lbHblM 3aK0H0flaTejlbCTB0M 
CBoero rocyflapcTBa. Oho ne mojkot b OTHomeHMi/i 
noHecLuero yigepö riMga ccbmaTbcn b onpaBflaHMe na to, 
HTO ymepö 6bm npMHi/iHeH nepeftaKDiuMM CBefleHi/ia 
yHpe>KfleHMeM. 

h) riepeflaiOLgee m npMHMMaiOLgee ynpejKfleHMfl oönaaHbi 
flOKyMeHTanbHO aaperi/iCTpMpoBaTb nepegany m nonyneHMe 
CBeflOHMM, KaCaiOLgMXCB C|DM3MHeCKMX TIMg. 

i) Ecjim HagMOHanbHoe aaKOHogaTeribCTBO, b paMxax KOToporo 
fleMCTByeT nepegatoigee ynpe^KfleHMe, npegycMaTpi/iBaeT b 
OTHO uieHMM nepegaHHbix CBegeHMM, Kacaßigi/ixca 
cfjMBMHecKMx jii/ig, ocoöbie npaBMna yHMHTO>KeHMn, to 
nepegaßigee ynpexggeHMe yKasbiBaeT na sto 
npi/iHMMaßigeMy yHpe>KAeHMK). Bo Bcex cnynaax, 
nepegaHHbie CBefleHMsi, KacaioigMeca cjtMSMHecKi/ix nng, 
noAne>KaT yHMHTO>KeHMK), ec/iM ohm öo/ibuje ne TpeöyiOTca 
gna geaeM, gaa KOTopbix ohm öbiaM nepegaHbi. 

j) riepeflaiOLgee m npMHMMaßigee ynpejKfleHMa oöaaaHbi 
oxpaHMTb nepeflaHHbie b otholuohmm c}5M3MHecKMx aMg 
CBefleHMM OTfloCTyna k hmm, mx MaMeneHMa m paaraaiaeHMa 
aMgaMM, He MMeiorgMMM na to npaeo». 

CTaTbe 4 

HacToaigMM FIpoTOKOa nogaexMT paTMCjDMxagMM. HacToaLgMM 
ripoTOKOa BCTynMT B CMay b genb oÖMOHa paTMCjtMKagMOHHbiMM 
rpaMOTBMM, M ero noao>KeHMa öygyT npMMeHMTbca b oöomx 
floroBapMBaKJigMxca FocygapcTBax c 1 aneapa Kaaenflapnoro 
roga, nocaegyioigero 3a KaaengapHbiM rogoM, b KOTopoM 
ripoTOKOa BCTynMa b CMay. 

CTaTba 5 

HacToaigMM npoTOKOa aaaaeTca neoTbOMaeMOM nacTbio 
CoraaiiieHMa m npexpaTMT CBoe geücTBMe c gaTbi npexpaigeHMa 
geüCTBMa CoraaiiieHMa. 


Drucksache 18/5172 


-12- 


Deutscher Bundestag - 18. Wahlperiode 


Zu Urkund dessen haben die Unterzeichneten, hierzu gehörig 
befugten Bevoilmächtigten dieses Protokoii unterschrieben. 


Geschehen zu Beriin am 14. Oktober 2014, in zwei Urschriften, 
jede in deutscher, usbekischer und russischer Sprache, wobei 
jeder Wortiaut verbindiich ist. Bei unterschiedlicher Auslegung 
des deutschen und des usbekischen Wortlauts ist der russische 
Wortlaut maßgebend. 


B yfloCTOsepeHi/ie nero, HM>KenoflnMcaBiiiMecn, 
COOTBeTCTByKDU^MM OÖpaSOM HB TO ynO/lHOMOHeUHbie, 
noflnncanu HacToau^i/iü npoTOKOn. 

CosepujeHO b ropofle Bepni/iH 14 OKTaöpn 2014 rofla b flByx 
nofljiMHHbix SKseMn/iapax, Ka>Kflbiü ua HeiviepKOM, yabexcKOM i/i 
pyccKOM asbiKax, npi/iHOM Bce xeKCTbi i/iweiOT OflnuaKOByio cnny. 
flpn paani/iHHOM TOJiKOBaHMn HeMepKoro n yaSexcKoro tokctob, 
TBKCT Ha pyccKOM asbiKO öyfleT CHMTaxbca onpeflenaiouMM. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
3a cheflepaTHBHyK) Pecnyöni/iKy FepMaHnn 

Steinmeier 

Für die Republik Usbekistan 
3a Pecnyöni/iKy yaöeKi/iCTaH 

Kamilow 
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Denkschrift 

I. Allgemeines 

Das in Berlin am 14. Oktober 201 4 Unterzeichnete Proto- 
koll zur Änderung und Ergänzung des Abkommens vom 
7. September 1999 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Usbekistan zur Vermei- 
dung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern 
vom Einkommen und vom Vermögen (Änderungs- und 
Ergänzungsprotokoll) aktualisiert das genannte Abkom- 
men und das dazugehörige Protokoll (BGBl. 2001 II 
S. 978, 979, 999). 

Das Änderungs- und Ergänzungsprotokoll orientiert sich 
an Artikel 26 und 27 des OECD-Musterabkommens. 
Nach Artikel 1 des Änderungs- und Ergänzungspro- 
tokolls wird Artikel 26 des geltenden deutsch-usbeki- 
schen Doppelbesteuerungsabkommens (DBA) an den 
OECD-Standard 2005 angepasst und damit die Zusam- 
menarbeit der Finanzverwaltungen verbessert. In Arti- 
kel 2 des Änderungs- und Ergänzungsprotokolls wer- 
den Regelungen zur Amtshilfe bei der Erhebung von 
Steuern nach dem aktuellen OECD-Standard eingeführt. 
Artikel 3 des Änderungs- und Ergänzungsprotokolls 
enthält aktualisierte Bestimmungen zum Schutz perso- 
nenbezogener Daten. Artikel 4 des Änderungs- und 
Ergänzungsprotokolls regelt dessen Inkrafttreten. 

II. Besonderes 
Zu Artikel 1 

Dieser Artikel ändert Artikel 26 des geltenden DBA und 
regelt den Informationsaustausch zwischen den zustän- 
digen Behörden der Vertragsstaaten entsprechend dem 
OECD-Standard 2005. Er bezieht sich auf Informationen, 
die zur Durchführung des deutsch-usbekischen DBA oder 
des innerstaatlichen Rechts der Vertragsstaaten zur Ver- 
waltung und Durchsetzung betreffend Steuern jeder Art 
und Bezeichnung voraussichtlich erheblich sind. 

Durch die Neuregelung wird ein effektiverer Informations- 
austausch eingeführt. Dies bedeutet, dass für die Be- 
steuerung relevante Informationen, die anderweitig nicht 


beschafft werden können, vom ersuchten Staat beschafft 
und an den anfragenden Staat übermittelt werden müssen. 
Beide Vertragsstaaten verpflichten sich hierbei unverän- 
dert, dass der Informationsaustausch nicht der Erteilung 
der öffentlichen Ordnung (ordre public) widersprechen 
darf. Künftig kann ein Informationsaustausch von einem 
Vertragsstaat nicht nur deshalb abgelehnt werden, weil er 
kein innerstaatliches Interesse an diesen Informationen 
hat. Das gilt auch für Bankinformationen sowie für Infor- 
mationen über die Eigentümer von Gesellschaften sowie 
die Begünstigten intransparenter Rechtsträger. 

Zu Artikel 2 

Mit diesem Artikel wird ein neuer Artikel 26a in das 
deutsch-usbekische DBA eingeführt. Dieser regelt die 
Amtshilfe bei der Erhebung von Steuern zwischen den zu- 
ständigen Behörden der Vertragsstaaten entsprechend 
dem aktuellen OECD-Musterabkommen. Beide Vertrags- 
staaten verpflichten sich hierbei insbesondere, dass die 
gegenseitige Amtshilfe nicht der Erteilung der öffentlichen 
Ordnung (ordre public) widersprechen darf. 

Zu Artikel 3 

Dieser Artikel ändert Nummer 6 des Protokolls vom 
7. September 1999 zu Artikel 26 des deutsch-usbeki- 
schen DBA. Die Vorschriften zum Schutz von personen- 
bezogenen Daten (Datenschutzklausel) werden aktuali- 
siert. 

Zu Artikel 4 

Dieser Artikel regelt in Satz 1 die Ratifikation und in 
Satz 2 das Inkrafttreten des Änderungs- und Ergän- 
zungsprotokolls. 

Hiernach tritt das Änderungs- und Ergänzungsprotokoll 
am Tag des Austausches der Ratifikationsurkunden in 
Kraft und wird für Zwecke des Informationsaustausches 
ab dem 1 . Januar des darauffolgenden Jahres anzuwen- 
den sein. 
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